
örtlichen Räte. Diese sind verpflichtet, die zur zusätz­
lichen Produktion von Konsumgütern erforderlichen 
wirtschaftsleitenden Maßnahmen zu treffen, wobei 
auch die Produktionskapazität des Handwerks und der 
privaten Industrie weitestgehend auszunutzen ist. Die 
zusätzliche Produktion ist ohne zusätzliches Material 
aus dem staatlichen Fonds und vorwiegend mit der im 
Plan festgelegten Anzahl der Arbeitskräfte und der 
geplanten Lohnsumme durchzuführen; sie soll also 
durch eine höhere Steigerung der Arbeitsproduktivität 
und eine höhere Selbstkostensenkung, als im Plan vor­
gesehen ist, erreicht werden. Sie wird vertragsrechtlich 
durch Globalvereinbarungen auf höchster Ebene zwi­
schen den zuständigen zentralen Organen der staat­
lichen Verwaltung und dem Ministerium für Handel 
und Versorgung gesichert. Die Produktions- und 
Handelsbetriebe sind auf Grund des Beschlusses ver­
pflichtet, über die Lieferung und die Abnahme, zusätz­
licher Produktion von Konsumgütern — besonders 
kenntlich zu machende — Verträge im Rahmen des 
Allgemeinen Vertragssystems abzuschließen.

Eine bemerkenswerte Verbesserung der gesetzgebe­
rischen Arbeit besteht darin, daß der Entwurf des 
Volkswirtschaftsplanes 1958 bereits zu Beginn des 
neuen Planjahres beraten worden ist und hierbei 
jeder Ausschuß der Volkskammer denjenigen Teil des 
Entwurfs sehr gründlich behandelt hat, der für ihn 
von besonderem Interesse ist. Durch diese Beschleu­
nigung der Gesetzgebung ist den örtlichen Staats­
organen die Möglichkeit gegeben worden, ihre eigenen 
Planaufgaben weitaus früher als bisher festzulegen.

Das trifft auch für die Arbeit am Staatshaushalts­
plan zu, der durch das Gesetz über den Staatshaus­
haltsplan 1958 vom 9. Januar 1958 (GBl. I S. 66) be­
stätigt worden ist. Im Hinblick darauf, daß der Haus­
haltsplan die Finanzierung der im Volkswirtschafts­
plan vorgesehenen wirtschaftlichen Entwicklung und 
eine verbesserte Finanzkontrolle über die Einhaltung 
des Sparsamkeitsregimes und der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung gewährleisten soll, ist es als ein 
erfreulicher Fortschritt zu verbuchen, daß Volkswirt­
schaftsplan und Staatshaushaltsplan gemeinsam be­
raten und verabschiedet worden sind und damit besser 
als in den vergangenen Jahren aufeinander abgestimmt 
werden konnten. Das neue Gesetz über den Staats­
haushaltsplan zeigt, daß der geplante Überschuß der 
Einnahmen über die Ausgaben im Rechnungsjahr 1957 
in vollem Umfang erzielt worden ist. Eine Haupt­
aufgabe bei der Durchführung des Staatshaushalts­
planes 1958 besteht in der bevorzugten Bereitstellung 
von Mitteln für die Erweiterung der Produktions­
kapazität der Industrie, vor allem der Grundstoff­
industrie2.

*

Die gewaltigen Aufgaben des Zweiten Fünfjahrplans 
können nur unter verantwortungsbewußter und ratio­
neller Ausnutzung aller Kapazitäten und Arbeits­
reserven, vor allem aber einer entschiedenen Ver­
besserung der Arbeitsweise unseres gesamten Staats­
apparates, des Hauptinstruments beim Aufbau des 
Sozialismus, erfüllt werden. Die prägnante gesetz­
geberische Zusammenfassung der neuen staatsrecht­
lichen Erkenntnisse über die Verbesserung der staat­
lichen Tätigkeit, die in Grundzügen bereits auf dem
32. Plenum des ZK der SED zur Diskussion gestellt 
worden sind3, enthält das Gesetz über die Vervollkomm­
nung und Vereinfachung der Arbeit des Staatsappa­
rates in der Deutschen Demokratischen Republik vom
11. Februar 1958 (GBl. I S. 117). Das Gesetz statuiert 
mit revolutionärer Kühnheit neue Formen der staat­
lichen Leitung des sozialistischen Aufbaus, die den 
gegenwärtigen Bedingungen unserer ökonomischen 
und kulturellen Entwicklung entsprechen. Zur so­
fortigen Durchführung des Gesetzes sind bereits

2 Wegen der Einzelheiten des Staatshaushaltsplans 1958 vgl. 
Kammler, Begründung zum Staatshaushaltsplan 1958, Deutsche 
Finanzwirtschaft (Ges. Ausg.) 1958, Nr. 3 S. 27 ff.; Bericht des 
Haushalts- und Finanzausschusses an die Volkskammer über 
den Staatshaushaltsplan 1958, a. a. O. Nr. 4 S. 43 ff.

3 vgl. Walter Ulbricht, Uber die Vereinfachung des Staats­
apparates und die Änderung der Arbeitsweise der Mitarbeiter 
des Staatsapparates, Referat auf der 32. Tagung des ZK der 
SED, ND, Ausg. A, vom 19.7.1957 S. 3 f.; Thesen zu diesem 
Referat, beschlossen vom ZK der SED als Diskussionsgrund­
lage, ND, Ausg. A, vom 21. 7.1957 S. 3; Walter Ulbricht, Grund­
fragen der ökonomischen und politischen Entwicklung, Referat 
auf der 33. Tagung des ZK der SED, Abschnitt n, 1.

zwei Tage nach seinem Erlaß nicht weniger als neun­
zehn Normativakte ergangen, Verordnungen und Be­
schlüsse des Ministerrats, in denen die Prinzipien des 
Gesetzes mit den zu ihrer Verwirklichung erforder­
lichen detaillierten gesetzgeberischen Maßnahmen ver­
bunden werden. Die Gründe für die Schaffung des 
Gesetzeswerks und seine leitenden Prinzipien hat der 
Erste Sekretär des ZK der SED und Erste Stell­
vertreter des Vorsitzenden des Ministerrats, Walter 
U l b r i c h t ,  am 10. Februar 1958 in seiner auch in 
der NJ .auszugsweise veröffentlichten4 Rede vor der 
Volkskammer der DDR klar aufgezeigt. Auch der 
Beitrag von K1 e y e r 5 unterrichtet ausführlich über 
die Grundgedanken des Gesetzeswerkes, so daß hier­
auf nicht nochmals eingegangen zu werden braucht.

*

Für die weitere Entwicklung des A r b e i t s r e c h t s  
u n d  d e r  S o z i a l f ü r s o r g e ,  die, wie üblich, in 
unserer Übersicht nur kurz gestreift werden, ist das 
Gesetz über die Vervollkommnung und Vereinfachung 
der Arbeit des Staatsapparates ebenfalls von grund­
legender Bedeutung. So ist z. B. Abschnitt II der 
Verordnung über die Statuten der VVB vom 13. Fe­
bruar 1958 (GBl. I S. 149), der sich in. den §§ 14 bis 18 
mit der Arbeitsweise der VVB befaßt, mit Recht als 
eine gesetzgeberische Errungenschaft des sozialisti­
schen Arbeitsrechts und der sozialistischen Betriebs­
ordnung bezeichnet worden6.

In seinem § 10 sieht das Gesetz die Bildung eines 
Komitees für Arbeit und Löhne vor, das sich vor allem 
auf die Sicherung eines raschen Wachstums der 
Arbeitsproduktivität zu konzentrieren, insbesondere 
auf ein richtiges Verhältnis zwischen dem Wachstum 
der Arbeitsproduktivität und der Entwicklung der 
Durchschnittslöhne, die Erhöhung des materiellen An­
reizes zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und die 
Versorgung der wichtigsten Wirtschaftszweige mit 
Arbeitskräften Einfluß zu nehmen hat. Wie das 
Komitee, das sich aus leitenden Funktionären der 
Wirtschaft und der Gewerkschaften zusammensetzt, 
diese Aufgaben verwirklicht, ergibt sich im einzelnen 
aus der Verordnung über die Verbesserung der Arbeit 
auf dem Gebiet Arbeit und Löhne vom 13. Februar 
1958 (GBl. I S. 173). Das Komitee ist u. a. zuständig 
für die Vorbereitung der Gesetzgebung auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts und trifft Maßnahmen zur einheit­
lichen Anwendung der Arbeitsrechtsbestimmungen. Im 
Zusammenhang mit der Auflösung des Ministeriums 
für Arbeit und Berufsausbildung werden die Aufgaben 
der Berufsausbildung dem Ministerium für Volks­
bildung, die der Sozialfürsorge dem Ministerium für 
Gesundheitswesen übertragen. Die bisherige staatliche 
Kontrolle über den betrieblichen Arbeitsschutz über­
nehmen die Gewerkschaften.

Zur Verbesserung der Arbeit in den Produktions­
stätten und den örtlichen Staats- und Wirtschafts­
organen werden auf Grund der Vereinfachungsmaß­
nahmen, die nach dem G.esetz vom 11. Februar 1958 
durchgeführt werden, den Betrieben mehr Arbeits­
kräfte zur Verfügung gestellt und die örtlichen Staats­
und Wirtschaftsorgane durch erfahrene Mitarbeiter 
verstärkt. Nach der Verordnung über Ausgleichs­
zahlungen für Mitarbeiter der staatlichen Verwaltung 
bei planmäßiger Übernahme neuer Aufgaben vom
13. Fojpruar 1958 (GBl. I S. 192) erhalten Mitarbeiter, 
die in der neuen Tätigkeit ein geringeres Einkommen 
haben als bisher, für die Dauer von drei Monaten 
den Differenzbetrag zwischen dem zuletzt regelmäßig 
bezogenen Bruttogehalt und dem neuen Arbeits­
einkommen.

*

4 NJ 1958 S. 113 ff.; vgl. ferner: Auszug aus dem Bericht 
des Rechts- und Wirtschaftsausschusses der Volkskammer, ge­
geben von Prof. Dr. Karl Polak, NJ 1958 S. 117 ff., wo u. a. 
auf das bei der Beratung des Gesetzes angewandte neue Vei> 
fahren der Annäherung von Beschlußfassung und Durchfüh­
rung und auf das Verhältnis des Gesetzes zu den Anfang 
vorigen Jahres erlassenen Gesetzen zur weiteren Demokrati­
sierung hingewiesen wird; Plenikowski, Uber die Vervoll­
kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staatsapparates 
in der DDR, Demokratie und Recht 1958 S. 2 ff.; Polak, Die 
neue Etappe in der Entwicklung unseres Arbeiter-und-Bauern- 
Staates, Staat und Recht 1958 S. 225 ff.

5 Die Vervollkommnung und Vereinfachung der Arbeit des 
Staatsapparates — der Weg zu größeren Erfolgen beim Aufbau 
des Sozialismus, NJ 1958 S. 221 ff., 261 ff., 293 ff.

6 vgl. Polak, a. a. O. S. 118. .
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